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• Am 17.Augu'st jährt sich zum 20.' Mate

die Verkündung des ,Bundesverfassungs,
• gerichtes zum Verbot der KPD.
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• sie ,kandidieren durfte., so wertet man .sie: d,ö4n.

5;'~~~~~····••·.~••·.·.·.~~~i~I5
• Mitglied der O!werk.chaft Holz und Ki:iri't«::.i atoff: "Al. GeWerk'C~<~~;;cl:;:~l;'~~~:~~i
.....................•~.•..

11 Der Antikommunismus ist die Grundtorheit unseres jahrhunders" schrieb
der bürgerliche Schriftsteller Thomas Mann. Dieser Torheit entsprang auch
das Verbot der KPD. Thomas Mann war bestimmt kein Kommunist, aber
er hatte erkannt, daß Demokratie und Gesinnungsfreiheit untrennbar mit
einander verbunden sind. Auch heute versucht die Reaktion mit Gesinnungs
schnüffelei und Anti-kommunistischer Wahlhetze ("Freiheit oder Sozialismus")
die Freiheit der Demokraten zu beschneiden und den Fortschritt zu be
kämpfen. Heute wie vor 20 Jahren ist es daher die Aufgabe aller Demo
kraten, den Antikommunismus und das KPD-Verbot zu bekämpfen, um
d.ie Demokratie ,zu verteidigen. '

I

" Das 1956 vom .Bundesverfassungsgericht er- Aber ...mehr noch: Nicht nur einzelne, damit
lasse ne KPD- Verbot kann ohne allzu große als.kriminell hingestellte "Tatbestände" wie
Schwierigkeiten wieder rückgängig' gemacht Streiken und Demonstrieren sollen illegal
werden. Das KPD- Verbot ist im übrigen ohne werden. Eine ganze Weltanschauu ng , das
Parallel~' in anderen, freiheitlichen Staaten,. ~enken eines großen Teils d.es V?lkes auch
In Spanien, Portugal und Griechenland frez- m der BRD ,soll verboten sem. DIe Anscho:-v-
lieh hält man es mit Verboten. Sollte uns ung nämlich, daß die arbeitende Bevölkerung
solche Gesellschaft nicht nachdenklich stim- in diesem Staat nichts zu erwarten hat, da~
men? " (der heutige Außen-rninister Genscher es eine herrschende Clique gibt, die sie, für,
1967 gegenüber der lllustrierten S~ERN). ihren Prof~t schanl?s, ausbeytet. Die A~schau-
Die BRD' und das faschistische Spanien - ung daß dIe Werktangen nIchts zu verlIeren,
sie' stehen heute allein', Das' griechische und ~abe~ und nur ~twas gewi~nen !<önnen', wenn
portugiesische Volk hat sich inzwischen Frei- SIe dIe Macht ~Ieser h~dvo-P S~hmaro~zer :,
heit und Demokratie von dieser faschisti- brechen und dIe Sache m dIe eigenen Hände
schen Gesellschaft zurückerobert. In der BR nhemen. Verboten ist damit die Weltanschau
dagegen jährt sich am 17. Augus't 1976 zum und der Kommunis'ten - der Marxismus~
20, Male das KPD-Verbot. _ Leninismus. Vor dieser Anschauung haben
Damit sind nicht nur kommunistische Orga- die Herrschenden Angst, denn in ihrem
nisationen, sondern alle fortschrittlichen und Zeichen haben sie viele Völker befreit.
revolution~ren V~re~nigungen von Zerschla-
gung und Ihre MItglieder vom Gefängnis be Jeder Demokrat der sich heute z.B. gegen
droht. Auf dem KPD-Verbot fußt die Berufs die Berufsverbote wendet, steht vor der
verbotspraxis, die ein~ skandalöse Treibjagd grundsätzlichen Frage, ob er .sich auch ge-
auf Demokraten im Öffentlichen Dienst 'dar gen Berufsverbote für Kommunisten wendet.
s~ellt. Dieses G~sinnungsverbot galt und gilt Kanr~ ersich auf den Standpunkt stellen, .
nicht nur für dIe Komm unisten, sondern er se-l gegen Kechts- und Linksradikale glei-
für alle fortschrittlich gesinnte Menschen, c~.er maßen,\ Der Ausspruch des Demagogen
So forderte z.B. CDlUDregger bereits das Lowenthal .. , das Schädlichste am NatIOnal
Verbot der DKP, gegen das sich alle Demokr' sozialismus war der Sozialismus," zeigt, wo-
ten, ob sie mit der DKP einverstanden sind hin die Gleichsetzung "rechts ist gleich
oder nicht, wenden müssen, Das KPD-Ver- links" führt. Die Ursachen für die fa-
bot trifft alle, die sich gegen den Abbau schistische Diktatur und für den barbariscl-: ... l

der c)emokratischen Rechte, wehren - gegen Raubk6eg waren die wirtschaftlichen Interes-
d,ie Einschränkung der Streikfreiheit des Ver- sen der Großindustrie die Kommunisten
sammlungs- und Demonstrationsrechts, 'gegen kämpften mit vielen Antifaschisten gegen
das Verbot politischer Betätigung in Betrie- .Faschismus und Krieg, für eine Gesellschafts-
ben, Schulen, Ilochschulen und Kasernen, ordnung, in der der Zeitzünder eines neuer-

lichen Faschismus aus gerottet ist: das Profit
interesse der I.mperialisten.
In diesem Sinne sind wir Kommunisten natür
lich radikal, denn die Profitinteressen der Un
ternehmer gehen auf Kosten der Arbeiter und
anderen Werktätigen, So stehen den mageren
Lohnerhöhungen gigantische Profitsteiger
rungen (wie z.B bei Hoechst von 227% :zwi
schen dem 3. und 4. Quartal 75) gegenüber.
Zur Situation der Arbeiter kOlVmen Preis
steigerungen, RationaliSIerung und ein Arbeits
lo~enheer von km.pp 1 Million dazu.
Auf diese unsere Lage gab die proletarische
Weltanschauung schon Immer die richtige
Antwort: Kampf um die Herrschaft der Ar
beiterklasse! Und diese_Anschauung wies den
Kommunisten in der BRDbereits in den '50:- '
er J a~1fen den richtigen Weg zu diesem ,bel.

• Kampf gegen die Remi litarisierung :
Bei den ~achtv.ollen Demons{rationen gegen
die Remilitarisierung des cleutschen Imp{}Jiali~

mus wirkte die KPD als organisierende, führer
de Kraft der friedliebenden Bevölkerunk Bei
den Abstimmungen in der Bevöl :~erung, die
damals von Demokraten und insbesondere
von Komm'unisten trotz Terror und Verfol
gung durchgeführt wurden, sprachen sich über
90 % gegen die Wiederaufrüstung aus,

,. Kampf gegen die wirtschaftlichen Angriffe
des deutschen .Imperialismus.
In Betrieb und Gewerkschaft waren es die
Kommunisten, die geg(:n alle SQzialpartner
scha,ftsideologie die Kollegen zum Kampf er
mutigten und an der Spitze der großen Streiks
standen.

• Kam~f für die Sozialisierung der Schlüsselin
dustne l~nd e!n wirkliches .\1irbestimmungs
recht. Wie es 1m östlic.hen Teil Deutschbnds
s~hon verwirklicht \\'ar;-gegen das reaktionäre
Betnebsv~r\'assungsgesetz.Für entsch:idigu.n~

lose EnteIgnung der Stahl- und Grubenbarone
organisierte sie Abstimmungen in Schachtan
lagen und ~ktallbetriebenund erhielt zehn
tausende von Ja-Stimmen.

• Kampf für die Einheit Deutschlands,
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schen Imperialisten, daß die KPD klar die • . •
• • Schuldigen ~n der Spaltung nannte und in ih- • •· 200 J h Gf·.. · rem Programm der nationalen Wiedervereini- • •· a re e' aogols .. gung Deutschlands den Sturz des Adenauer - • •5· 5 ~:~i:;~~~~r~::ssetzung für die Wieder- 5 5
• • • • ~ampf für die Einheit der Arbeiterbewegung i das Verbot bedeutet. Damals wurde man ;
: 200 Jahre Gefängnis • Rückwirkende Legalisierung des : fur den" Zusammenschluß von KPQ und SPD •• sogar verfolgt, wenn man Broschüren des •

• • 150 00"" U V b 3 J!;ur Sozialistischen Einheitspartei Deutsch -
•

. untersuchungsverfahren er ots von 0 demokratischen •• lands. • FDGB las und anderen Kollegen gab. Solch •
•. S' •

•
• • Tausende von BerufsverbotEm Organisationen • Mit ihrem kämpfeMschen Auftreten in den Be- ' • eme tzmmung herrschtE! damals. Auch in •

• •
• trieben erwarben sich die KPD-Mitglieder Ach- • den Gewerkschaften hat man KPDler ver- •

• Einschränkung des aktiven und Verschärfung des Berufsverbots 1972. tung und Vertrauen bei vielen Arbeitern. Sie • folg, t und ausgeschlossen. Mit Einheitsge- ••.. .' .• , passiven Wahlrechts • 'Maulkorb-Paragraph 88 a 1975/76 • war die wirkliche Arbeiterpartei, deren Partei- : werkschaft hat das nichts zu tun. Und die •
• • tag 1954 stolz feststellen konnte, daß die'·wenir: .' U.nternehmer konnten sich oft freuen, wenn' ••

•
• Kennzeichnend für den Massencharakter der • sten der Delegierte ke' A b 't d kt'. ~gung durch da,s KPD-Verbot • n me r el er un a Iven • dze Unbequerrzsten aus der Organisation f/o- •
• Verfolgungen auf derGrundlage des KPD- • Gewerkschafter waren. •• gen. Auch wenn es heute die DKP gibt und •
• Verbots von 1956 bis 1968 war insbesonde- • An diesen Kämpfen, die die KPD geführt, hatte, •
• • können wir messen, was uns heute bei unseren • Kommunisten in anderen Organisationen, •
• re die erschreckend hohe Za~l der staats- • Kärnp~ t hl .'muß dieses Verbot weg. Schließlich will •
• .anwaltschaftlichen Ermittlungsverfahren. • ",en e t. Die revplutionäre Bewegung ist heu- • ' •te, wenn überhaupt, nur in der Lage, Kämpfe ver-' •• Dregger di~ DKP'auch schon verbieten." •

. •
• Auf einer Tagung des Initiativausschusses •• einzelt und zersplittert zu führen. Die deut- •••••••••••••••••••••••••••••••
• für die politische Amnestie erklärte 1963 • schen Imperialisten haben genau gewu'ßt, daß •S' •
• der heutl'ge Bundesl'nnenmll'nl'ster Prof Dr • d' chüler: "Also ich -I!inde das V;erbot nz'cht •'. le organisierte Führung der A-rbeiterklasse die • I'

: Maihofer: ' , • Voraussetzung für den Untergang des Impetialis' • richtig - schließlich gibt es in alle~ westlichen :
• "Demgegenüber sind bei uns (nach.An- : mus ist. Ziel des KPD-Verbots war es, die orga- • Demokratien Kommunistische Parteien ohne •
• gaben des zustä'ndigen Sachbearbeiters im • nisü~rte' Vorhut des Proletariats, die Kommuni- : daß die Welt untergeht. Wenn wir Meinungs- •
: Bundesjustizministerium anläßlich der : stische I1arcei zu zerbrechen und damit cien • freiheit für richtig halten, dann muß man •
• letzten Strafrechtslehrertagung im Sommer • breiten Widerstand des Volkes gegen das neuer- • eben mit den Kommunisten leben." :
• 1963) seit 1951 übf!r 150 000 Verfahren • liche' Er~tarken des deutsc~en Imperi.alismu~,. : •=(wir haben gestern noch höhere Schätzun- : ge~e~ dIe Spaltu~,g der NatIOn und dIe RemIlI- • Siemens-Arbeiterin (23 Jahre ~ "KPD- Ver- :
• gen gehört) nach diesen Tptbeständen • t~~~Ie~~ng d~~ Ru~kgr~~~uSre~heniI' d' : bot, ich wußte gar nicht mehr, daß es sowas •
•• durchgeführt worden. " •• Z' I e~ Ihngs a.tthe as

k
.. - er ot a

d
.em

ll
Ies~s • gibt. Jj)as gibt ~s doch nur in faschistischen •

Ie nIC t erreiC en onnen. Denn Ie I egalItät.. " . •
• • ers~wert zwar den Kampf von Kommunisten, • Landern. und m Dzktaturen. Ich fmde _es •
• Bereits,1961 hatte auf einer Tagung des • ze!?richt.sie aber nicht: Die KPD wurde gleIch- ;t~~recklzch, daß es so was, bei uns gi.bt, w~ =
: Initiativausschusses für die politische Am- \ : zeItig von mnen ze~tzt, es gelang nicht; in der ~ißt da schon Demokratze, wenn dze Mez- •
• nestie Rechtsanwalt Dr. W. Ammann fest-- • Ille~alität den Kampf gegen den }{evisio.nis~us, : m:lngst:eihei~, die uns im Grundgesetz doch •
• gestellt: • der In der KPD Fuß zu fassen begann, slegrelet • garantzer.t sem soll, nur für die gilt, die der •
: "Berücksichtigt man weiter, daß einzelne : ' zu führen. • Regierung genehm sind. " :
• Verfahren sich oft gegen mehrere Personen • Um so höher ist. der mutige Widerstand zu· ••••••••••••••••••••••••••, ••
• • bewerten, den VIele, die davor jahrelang in • . •
• richten, bedenkt man dieiin Mitleidenschaft • den Hitler-KZs gesessen hatten gegen das • Straßenbahnfahrer: "Ja, was wollt zhr denn, •
• gezogenen Familienangehörigen, bei denen • yerbot leistete,n. Durch ~as. Vdrbot wurden : schließlich schreit ihr ja auch immer nach •=Haussuchungen, Beschlagnahmungen, Ver= • msgesamt 200)ahre FreIheItsstrafe ~be~ • de.m NPD- Verbot. Ich bin gegen jeden Extre- ':
IJ nehmungen durchgeführt werden, zä'hlt man : De~tsche verhangt. Tausende waren In Ihrer • mzsmus - von links und von rechts In der •

EXIstenz durch Berufsverbot gefährdet. Die- • W . R . ' . '.
• die zahlreichen vernommenen Zeugen aus • ser Widerstandskampf wurde eleistet ob- • ezmarer epublzk waren es Ja auch dze •=der Nachbarschaft, die Arbeitskollegen,an; • wohl schon Jahre vorher die ~emokr;tische • roten und braunen Radikalen, die die Re- :
• dere Mitglieder der Organisationen, ja selbst ~ewegu~~ durch V" ')t und Verfplgung :publik kaputtgemacht haben. " '.
• eIngeschuchtert we, 11 sollte: ·.4.
• .Der s?ge~annte "Korea-Erlaß" A?enauers, • &triebsrat: "Nach 45 haben die Kommu- :=die Abonnenten und Empfänger von Bro-' der dIe Sauberung von KommUnisten und • nisten hier in Westdeutschland einiges vor- •
• schüren, Zeitschriften und Zeitungen usw. a~deren D~mokraten aus dem öffen.tlichen :geschl;agen, das für uns sehr gut gewesen •
• hinzu so wurden also beispielsweise bei DIenst befIehlt, dar\''"'ter die Vereinigung ... ...•• ' der Ve fit d .g. . (VVN) ware, was aber gescheItert zst, daß vzele •
11 nur vier Personen pro Verfahren in der jüng- 20.9.1 ~500g en es. 1reglmes vom :auf die darauf folgende antikommunisti- •
U sten Vergangenheit auf bundesrepublikani- h H . f •• • V,erb,o.t der "Volksbefragung gegen die Remi" •• sc .. e e. tze r.em ..ielen. ,G,ä'b,e es eine ,KPD, •
•

schem Boden eine hoch in die l{)0 000, min- d J., hlIIt~rlSlerungund für den Abschluß,eines • wur e zc\< ~ze wa en. " •
• destens aber eine halbe Million überschrei- Fnedensvertrages" am 24.4.1951 . • KAZ: "WIe stehst Du zur DKP? •
• tende Zahl von Menschen unmittelbaroder. •• Verbot des Zusammenschlusses non ~?D und • Betriebsrat: "Na ja, sie unterscheidet sich •
• mittelbar in strafrechtliche politische Ver- KPD (1946) :doch vom dem, was ich in den 50er Jahren •
• folgungsmaßnahmen einbezogen und damit • Verbot der Bewegung für einen gesamtdeut- • von der KPD mitbekommen habe'. " =
: verä'ngstigt, eingeschüchtert und unter Druck sche~ Verfassungsgebc;nden Volkskongress ••••••••••••••••••••••••••
• gesetzt." und m Zusammenhang damit Verbot von .... • Vb' ,.
••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••• KPD- Zeitungen (Jan /Feb 1948)' r er ot der FreIen Deutschen Jugend (FD])

niii;;jiiij1ijii~r;iiijiiiiiiiiii;iiiii~naiiiiiiii~:1iiiiiiiiii~r·~;'i~'.-i~iiiiil am 26.6.1951 '• Verbot der VVN am 26.7,1951 trotz großer
Empörung im Ausland,(erst 1963 mußte es
aufgehoben werden !)

An allen Ecken und Kanten werden die ,\1'
beiter gezwunge'n a~f diese Angriffe vom Kapi
tal zu reagieren, die Kollegen stehen an der
Wand und müssen Lohnkämpfe führen, Es ist
wichtig, daß die Arbeiterklasse in diesen Kämr
fen an Stär~e gewinnt, aber die Arbeiter müs
sen sich auch fragen, ob sie 5, 10,20 Jahre
weiter jeden' Pfennig Lohn vert.eidigen wollen,
ob sie sich ewig gegen neue Auspressrnethoder
zur Wehr setzen wollen? Irgendwann reicht
es doch!

Es kann eine Gesellschaftsordnung geben in
der die Interessen der Mehrheit regieren, in
der die Wirtschaft ausgerichtet ist, nach den
Bedürfnissen der Menschen,

Aber diese Sache muß organisiert angegan
gen werden. Die Arbeiter müssen den ~\~rxis
mus-Leninismus kennen, damit \'t'rsteht nl:..n
die Zusammenhänge in der Wirtschaft und
welche Auswirkungen diese "freie i\\arkt",ir~

schaft" auf den Staat, d,h. die ganze Gesdlsch,
schaft hat. Es wird durchsichtig. wie dir hrute
noch Mächtigen handeln und die Arbeitcrkbs
se wird ihre StrategIe entwickeln. um derrn'
Pläne zu durchkreuzen, Gezielt müssen die

, Streiks geführt werden um die Achillc,svcrse
der Imperialisten zu treffen! Es mug alkn
Teilen des Volkes gezeigt werden, dal; der Sn
zialismus möglich ist und da!; auch für sie d;l11l
dann das Leben rine iJessere Zukunft ILlt,

Aber gl~ichzritigmüssen wir uns d:irauf \'l)r
bereiten, daß dir Kapitalisten um; d;ls Fdd ,
nicht freiwillig dumen,

Für diese Kjmpfe braucht die Arbeitl.'rklasse
eine Leitung, die KPD, In ihr müssrn sid1 dil'
erfahrensten.die bcstl'n :\rbeiter zus;\mnH.'n
schlil'l~en, Dil', die nidH ,-kr erste Sturm zu-·
rürkweht !

J

Aufrüstung zu betreiben, um unsere Kinder tze gebrochen, Die DKP-Gründung führte zur

•
auf den Schlachtfeldern eines dritten Welt- Aufsplitterung der linken Bewegung, die bis
krieges verbl~ten zu lassen, um die Konku- dahin gemeinsam gegen das KPD-Verbot ge-

elches Interesse steckt hinter dem zwanzig- renten der deutschen KO~1Zernherrn au~ dem kämpft hat. Das ''linke'' Gegenstück zur DKP'
iähri2:en KPD-Verbollci::!s Tntprpc;:c;:p ~pc;: Prnflts. Feld zu schlagen und weItere Absatzmarkte lies nicht lange auf sich warten. Die sOBenann-
Die .Unt~nehmer und die Regierenden dieses' und ~ohstof~qu~llen zu erober~. te "KPD" wurde von einigen l;lngeduldlgen
Staates,sI~ ~aben allen ~rund, sich vor einer ":'as 1st ~as fur eme Ordnung, dIe nur da~u Intellektuellen gegründet.
KommUnistischen ParteI zu fürcht,en, die die dIent, nicht nur Deutschland, sondern WIe Gerade diese ZersplItterung macht den Kampf
Interessen von Millionen' in u'nserem Lande schon zweimal geschehen, die ganze Welt in heute so schwierig und die rechtsopportunis-
artikuliert. die den Arbeitern die Waffe in di einen riesigen Trümmerhaufen und in ein neu- tische Gründung Qer DKP fällt auf SIe selbst
Hände .,gibt,?ie ihrer, Rechtlos~keit,ihrer e~ Massengrab zu verwandel.n? Und angesichts zurück. Di~ Reaktion marscJüert weiter vor,

Ohnmacht em Ende setzt, die die Ausbeu- dIeser Tatsachen spucken dIe Herrsch,enden was die Verbotsdrohung der DKP im Falle eines
t~ng und Unterdrückung für immer besei- große Töne von Demokratie.We~n sie 1968 Wahlsiegs durch den Rechtsaußen Dregger u. a.
tlgt. emer Gründung der DKP zustimmen, b~- beweist.'

. DIe KI?D ist verfassunQ'swidri2:lso lautet der sagt das, daß sie auch den Zielen der KPD-, Der Widerstand gegen qie Reaktibn und das
Urteilsspruch des ersten Senats.Als ein Grund zus~immen? Nein,d.as heißt es nicht. In der weiterhin voll bestehende KPD-Verbot muß
w.urde ~nge~eben: E,s ist das Ziel der KPD Schule ha?en uns dIe Herren gel.ehrt, daß organisiert und nicht zersplittert geführt wer-
dze sozzalzstzsch und kommunistische Gesell- Demokratie Volksherrrschaft heIßt. Wer aber den. Die ideologische Auseinandersetzung muß
chaftsordnung auf dem Wege über die prole- herrscht hier, was bleibt da von 'unseren de- e?dlich mit de~ ~rns~en. Willen zur Ein.heit ge-

ta:ische (sozialis tsche) Revolution und die mokratischen Rechte~ noch übrig? , fuhrt werden. EInigkeit 1st unsre Stärke!
,ktatur des Proletariats herbeizuführen. Das KPD-Verbot hat msbesondere. zum ZIel, Wenn wir das heute einem Kollegen erzählen
owohl die proletarische Revolution als auch den Marxismus-Leninismus, die WIssenschaft dann bekommen wir zur Antwort: "Werdet '

der Staat der 'Diktatur des Proletarülts sind der Arbeiterklasse zur Befreiung von der Aus- Euch doch selber erst mal einig." Wir sagen,
mit der freiheitlichen demokratischen Ordnung beutun& des Mensche~\ durch den Menschen der Kollege hat re~ht. Denn jeder Mensch, der'
lunvereinbar." , , Izu verbIeten. Denn seIt dc::r ersten von Marx den Anspruch an SIch stellt Kommunist zu sein
. essen Freiheit,wessen Ordnung,wessen. De- und Engels gegründeten InternationCl:len hat der Arbeiterklasse yoran zu geherl. '
mo~ra~ie ~oll hi~r gesch_ütz~ werd.en? DI,e Arbeiter~ssoziation, über ~ie revo~utIOnären Was heißt heut, der Arbeiterklasse voran zu
Frelhe,lt, einer Minderheit, ~ber dIe M~ss~ d~s ~ämpfe m Hamburg, Berlm und 1m Ruhrge- gehen? Die Zeit zu nützen und alle Kräfterzu
w~r~tatlgen V?lkes zu bestimmen: D~e ~·relhelt,b.let'm den 20er und 30er ]a.~ren, ha.ben konzentrieren für den Wiederaufbau der KPD.
Milhonen arbcltslos zu machen, du; helhelt, die Herrschenden erfahren mussen, WIe ..s Kapital schläft nicht. Sowie das Kapital'
hunderttausend Kinder der Wc:rkt~tigen die .handfest diese Wissenschaft ist. Das KPD-Ver Maßnahmen zur Absicherung seiner llerrschilft
Bil,dung zu verweigern, die ~··reihelt., den Ar- bot soll dem zuvorko,mmen,w~s Marx in sei- durchführt, müssen wir Maßnahmen zum Sturz
beltern das Recht zu verweigern, WIderstand nen Werken prophezeIteIdaß dIese Lehre von dieser Iierrschaft durchführen. Diese Maßnahme
gegen Ausbeutung und Unterdrückung zu den Massen begntten zur matc"riellen Gewalt ;st der Wiederaufbau der KPD, die mit dem
leisten, die Freiheit, die von uns geschaffcnen wird". Vor dicser matcriclkn Gewalt haben die wissenschaftlichen Sozialismus der Lehre von
F~brikcn und ,Produkte wi~ z.B. Nahrungs- I ~errsc~1enden berechtigte, AI~gst, hat d~ch, Marx, Engels, Lenin, Stalin und Mao Tse Tung
n~lttc.1 ~u' ~ernlcl~te~. um dlc Preise' zu halten, :!n Dnttel der Menschheit diese Lehre In die gewappnet sein muß..Kämpfen. wir gegen ,das
dlc helhelt, Pohzel, Wehrmacht und Bundes- I ;~t umgesetzt, . '. KPD-Verbot, dann kämpfen WIr nicht nur für'
gre.nzschllt~ gegen uns Arbeiter und dell1O,n- IDie Leut~ a,us der KPD. Lh~ damals Brandt die Legalitä~ des dem?kratisch antifaschistisch:n
smerende Student~n zu I~etz~n un~i uns eln- 0,Pportunlstlsch auf den L~lm gekrochen Kampfs, es ISt auch dIe beste Voraussetzung fur
zusperren, wcnn WIr damit nicht elnvcrstanden Sind, als er das Angebot einer Zulassung unter den Wiederaufball'l.ier KPD, der scharfen Waffe
sü:,d, die F~ciheit" A~de,rsd,enk~l1(h.1flkruf,sv~r-1 andcrcm Name~ machte, haben dem ja~re- " zum Kampf für den Sozialismus auch in unserem
bot zu 'crtcllen, Lhe I'relhelt, ell1e wahnwitZige langen Kampf gegen das KPD-Verbot die Spl- Land, .
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Worte und Taten der bürgerlic~en Politiker ... .
Noch 1967 waren diese Politiker für die Aufhebung des KPD-Verbots. Später waren zum Tell sie es, die das Verbot mit aller Scharfe durchsetzten und ausdehnten.

KOMMUNISTISCHE ARBEfTERZEITUNG
el'1d1etnt 14täglg
H.lbl.hrlllbonnement . . . . . .. ß'-{)M
J.hresabonnemenl 15.-DM
In Brlefmarten einIInden oder Ubenwellen
.uf POltsdlelikonto MUndien 25ll~ 800
IHeigt SommelTtHitl

Die Regierung setzte das Bundesver
fassungsgericht unter Druck

Mit einem scheinbar unverfänglichen und
harmlosen Gesetz beschloß die Adenauer
Regierung, daß Entscheidungen über das
Parteienverbot bis 31. August 1956 vom
Bundesverfassungsger icht gefällt werden
müßten, andernfalls der Zweite Senat da
rüber zu befinden habe. Das Bundesver
fassungsgericht reagierte prompt - am 17.8.
war das gewünschte Urteil gefällt. Unab-
hängige Justiz?

nac 'Tat' 13.8.76

Von Tibor Yost

Dr. b. Posser, 'Essen, Anwaltssoz~us des da
maligen Bundesjusti1:ministeI;s und späteren
Bundespräsidenten Dr. G. Heinemann, in der
christlichen Monatsschrift 'Stimme der Ge
meinde':

"Man sollte den Mut haben, Anwalt der
Kommunisten zu sein, ~enn ihnen offenba
res .Unrecht geschieht.: Wo ein Teil des Vol
kes, der kein kriminelles Unrecht getan hat,
durch den Staat gezwungen wird zu schwei
gen und auf die Ausübung seiner Grundrech
te zu verzichten, ist das ganze Volk in Ge
fahr. Es ist unhaltbar, daß ein Teil unseres
Volkes zu Parias gemacht wird. "

Schwierigkeiten wieder rückgiingig gemacht
werden. Das KPD- Verbot ist im übrigen ohne
Parallelle in anderen freiheitlichen Staaten.
In Spanien, Portugal und Griechenland frei
lich hä:lt man es mit Verboten. Sollte uns sol
che Gesellschaft nicht nachdenklich stimmen?

•

~o'''~O'' Frogespiel
~e~ ro~

~o("t§' ",V

"'~.

.Paul Lüclte, Bu~desminister des Innern, {'r~lärte in einer Illu
strIerten, .d~ß er D1chts gegen die Wiederzulassun~ der verbotenen
KommuDlsttschen Partei Deutschlands habe

. Selbstverständlich so~Ite der Widerruf des Verbots nicht be
dmgungslos erfolgen. DIe neUe KPD müßte so Herr Lücke den
alten Zielen a.bschwören. ' ,

Es is~ ni~ht ~anz klar, wie sich der Herr Inncnminister die Sache
vorst~llt: Vlel~elcht so, daß eine legalisierte KPD sich von der Lehre
Marx ~hstanzleren, den Leninismus aufgeben und den Genossen
Kossy~m, Mao, Ho Tschi Minh, Tito, Ulbricht oder wie si.. alle hei.
ßen, die Gef?lgsehaft einfach aufsagen sollte? Kaum. Denn- das wäre
zwar gar D1C~t so unflott, aber dann wäre die wiedererstandene
KPD eben keine KPD. .

Frage: Was hat Herr LÜcke bei der ganzen Sa.che überhaupt
gedach~? Antwort:.· Her~ Lücke dachte wahrscheinlich, daß, wenn
man dI.e KPD zulaßt, dIe SPD bei de.n nächsten Wahlen Stimmen
(und .~lcht zu knapp) verlieren würde. Große Koalition hin große
K~~litlOn her - das dürfte dem Parteipolitiker Lücke nicht 'gerade
Tranen entlocken.

herauIP,eben YOID lcntr ornat«
Arbeit_bund für den
Wiedwl~u der KPD'

Vennt1Vortlieh: H: Sommerrock(im Bin... d
Pr_....tMI) Druck und VCI1rieb

V ·Volk
NOO- ....n - o:.w... a.-tnIe

Führer der KPD noch 1965 zurecht ein
Damoklesschwert nannten, wurde dadurch
verunmöglicht. Und wenn Dregger heute
wieder fordert und droht, die DKP zu ver
bieten, so beweist das sehr schlagend die
Richtigkeit der damaligen Einschätzung.
"Über kurz oder lang gibt es die KPD ~ie
der", sagte Manfred Kapluck, damals ~lt

glied des Initiativausschusses für die WIeder
zulassung der KPD 1967 und heute einer
der Führer der DKP; Sie werden dafür auch
und gerade vor den Mitgliedern der DKP .
heute zu verantworten haben, wenn es wie
derum gilt, das drohende Verbot zu ver~in

dern. Es liegt an uns, den Widerstand gegen
das 'KPD-Verbot neu zu entfachen, all die
Kräfte wieder zu sammeln, die schon einmal
bereit waren: gegen das Verbot der: Kommu
nistischen Partei Deutschlands, für die Er
haltung der demokratischen Rechte zu kämp-
fen. .

einem frommen Wunsch gesattlete Eselei
handelt. Aber wer auf dem Esel reitet, gleich
gültig, was der Sattel ist, der entspricht also
auch dem Reittier. Dies war falsch. Gut, ich
bin auch der Meinung es wäre besser. Nich.t
aus den Gründen, die die Kommunisten ver;
stehen, sondern aus dem Grunde, weil wir
endlich unbefangener..wiire'; in der Ausein
andersetzung mit der Zeiterscheinung Kem
munismus und Kommunistische Partei.

Hans-Dietrich Genscher
Der Geschäftsführer der FDP-Fraktion im
Bundestag, Hans Dietrich Genscher, Wider
sprach 1967 dem ]ustizminister. Eine simple
Gesetzesänderung genügt, um den Kommu.
nisten wieder das Auftreten als artei zu
ermöglichen.

"Das 1956 vom Bundesverfassungsgericht
erlassene KPD- Verbot kann ohne allzu große

Mischnick für
Zulassung der KPD,
s. - Auf einem Diskussionsabend
der FDP in der Frankfurter Notd
weststadt erklärte der Bundes
tagsabgeordnete Mischnick,. auf
die Frage des KPD-Verbotes an
gesprochen, er sei von'Anfang an
gegen den Antrag zum Verbot'
'gewesen. Mischnick sprach von
der Möglichkeit der Wiederzulas
sung d~r ~PD im Zusammenhang
mit der Wiederverei:pigung, die
das Gericht offen gelassen habe.
Er sei, wenn es eine Chance gebe,
jederzeit für die Aufhebung des
Verbots, denn er diskutiere lieber
mit einem politischen Ge~ner or
f~n uttd in der Oftentlichkei~.
Auch t~t~ es manchen Leuten gut, I

si~ ~it Kommllnisten auseina.-n
dersetzen zu müs·sen.

Herbert Wehner

"N estdeutsche Allgemeine
Zeitung 7. 9. 67

Genscher plädiert für
Wiederzulassung der KPD

HAMBURG (ap)
Für eine Wiederzulassung der'

KPD setzt sich der' parlamen
tansche Gesdläftsführer der
FDP-Bundestagsfz:aktion, Gen
scher, in der neuesten Ausgabe
der Hamburger Illustrierten
.Stern" ein. Genscher schreibt:
.Im Wettkampf der System~

darf es auf der Seite der Demo
kraten keine Es,kalation der
Verbote geben, wenn die De
mokratie nicht das opfern will,
wofür sie eintritt. Als ein
fachste .Möglichkeit, die KPD
wieder zuzulassen, bezeichnete
es Genscher, das Gesetz über
das Bundesv~rfassungsgericht

zu ergänzen. Ähnlich wie bei
der Verwirkung der Grund
rechte einzelner Personen
könnte das Parteiverbot zeitndl
begz:enzt werden.

I "Ich persönlich bin nach wie vor der Mei
nung, daß es auch für die Bundesrepublik
und ihre Bürger besser wäre, sie könnten sich
hier mit einer Partei auseinandersetzen, einer
Kommunistischen Partei, die im Rahmen
unseres Grunagestzfls wirken können muß,
und daß sie auf diese Weise statt irgendwel
chem anonymen Kommunismus sich zu stel
len und das Problem Kommunismus - wie
das immer. so mit tiefer Betonung ausgespro
chen wird - als ein außenpolitisches zu sehe
gegen das man sich abschirmen muß" was ja
ein entscheidende 'hier der früheren Re-
gierungen gewesen zst und worin ich auch
die Eselei sehe, wenn auch eine damals mit

ist sinnlos, darauf zu spekulieren, daß die Kom
munistische Partei der-Legalisierung wegen auf
ihre Grundprinzipieß 'des Marxismus-Leninismus
yerzichtet.' (Süd'ft. Zeitung 22.11.1967). Der
Sozialdemokrati.sche Bundestagsabgeordnete
Dr. Adolf Arndt betonte, daß in diesem Fall
das Fortbestehen des KPD-Verbotes jederzeit
wie ein Damoklesschwert über der neugegrün
deten Partei hinge. Ein weiteres Zitat von
Max Reimann aus der "Dt. Volkszeitung" vom
24.11.67: "Solange das KPD-Verbot besteht,
wäre jede Neugründung von der Gnade des ,
Verfassungsschutzes und der politischen Polizei
abhängig, weil sie ständig unter dem Damokles
schwert des weiter geltenden KPD- V~rb.ots le
ben müßte .. Jede neugegründete MarXistische
Partei müßte immer damit rechnen, als Ersatz
organisation der verbotenen KPD aufgelöst zu
werden. lhre Führer unf Mitglieder wären
ständig von Verhaftungen und Anklagen be-
droht.. ." .
Die \KPD war also ein entschiedener Gegner
jeder Neugründung und ejn Jahr später 
1968 - gao es eine neugegründete D KP.

Indem die Gründer der DKP das Angebot
von Br'andt und den Innenministern annah
men, den kleinen Finger der ganzen Hand
vorzogen, fügten sie der gesamten demo
kratischen Bewegung einen schweren Scha
den zu. Diese Bewegung war damals stark.
Si.~ reichte von Professoren und Intellek
tuellen, über Christen, Gewerkschafter bis
hin zu Mitgliedern der SPD und FDP. Die
se Demokraten forderten zurecht die volle
ERkämpfung des Rechts auf die lreie Ko
alition, d. h. Aufuebung des KPD-Verbots.
Oie Beseitigung dieses Verbots, das die

"Eine KPD ohne Marxismus
wäre eine entmannte KPD"

METALL,
Qogan der

IGMetall

5.9.67

METALL setzt sich für
die Aufhebung des unseli
gen KPD- Verbots ein, da
es nicht der Demokratie
dient. Wir brauchen die
Auseinandersetzung mit dem
Kommunismus aLLer Spiel
arten nicht zu scheuen.

Gustav Heinemann hat 1958'im Bundestag
in Erinnerung daran, daß Antikommunismus
in der Politik der Weimarer Republik ein we
sentliches Element der .ideologischen Vorbe
reitung des Faschismus war, folgende War
nung ausgesprochen :

" Wir bitten Sie - e~lauben Sie mür, daß ich
es so bescheiden wie möglich ausspreche 
sich davor zu bewahren, daß ein blinder Anti
kommunismus über uns Macht und Herrschaft
gewinne. Es gab 1933 einige, die da meinfen,
wenn das heraufziehende Gewitter der Ent
rechtlichung, der Wegnahme der Staatsbür
gerrechte nur die Kommunisten träfe, dann
wiire es ja erträglich, ja dann wäre es sogar

,gut. Es ist über uns alle hinweggerollt. Lassen
wir es uns zur Warnung gesagt sein!"

Hermann Landleiter,
Rechtssekretär des ,
DGB: "Selbst wenn
eine Partei unbequem
erscheint, braucht eine
Demokratie noch
lange keine Angst vor
ihr zu haben. So ist
es auch mit der KPD.
Unsere Demokratie
sollte einer solchen
Partei gegenüber ge":'
nügend Abwehr
kräfte besitzen.

Gu.stav Heinemann

•
Eine I<PD ohne Marxismus...
Im Oktober 1967 empfahl der damalige Au
ßenminister Willi Brandt eiDe "Neugründung
der KPD auf dem Boden des Grundgesetztes",
die sich "staatsloyal " verhaiten soUe. Die
Initiative von Brandt stieß bei den Innenmi
nistern der Länder auf positives Echo. Sie
.ließen am 12. Oktober 67 verlauten, sie wür
den eine Neugründung der KPD, selbst unter
diesem Namen, nicht behindern, sofern deren
Programm das Grundgesetz respektiere.(FAZ
30.1.0.67).
Warum machten sich die bür,erlichen Politik"
auf einmal für die Neugründung einer KPD
stark, deren Verbot sie 10 Jahre vorher sel
ber beschlossen hatten~ Hauptgrund war das
Bestreben, einer immer stärker werdenden Be
wegun~ gegen das Verbot die Spitze zu bre
chen, lOdern m.an der Kampagne gegen das
Verbot den "Vorwand" nahm. Wehner (SPD):
"Ich möchte nicht, daß sich die Kommunis
ten ei ne Märtyrerkrone aufsetzen ... " (Dt.
Volkszeitung, 24.11.67) und Willi Brandt:
"Ich bin dafür, daß es wieder eine KPD gibt.
Das könnte eine günstige Wirkung nach innen
und außen haben."
Was antworteten die Führer der verbotenen
Kommunistischen Partei auf das Angebot
der Innenminister ? Max Reimann :
"wenn nun WlllI lSrandt sagt, eIne K.ommUnIS
tische Partei brauche nur neu gegründet zu
werden, so ist das weder neu noch originell.
Er wiederholt die selben Argumente, die vor
ihm Kiesjnger un_Lücke geäußert haben ..
Eine solche Partei nach den Vorstellungen von
Kiesinger un~ Lüc~e <;>hne Marxism':ls-.Leninis
mus wäre keIne Wirkliche KommumstIsche Par
tei, von der man hofft, sie nach Belieben in
die antikommunistische ~:Politik der CDU/CSU
einspannen und in Frontstellung gegen die
DDR und die anderen sozialistischen Staaten
bringen zu können." "Die Neugründu~g der
KPD läuft auf eine entmannte KPD hInaus,
die auf ihre sozialistischen Ziele verzichtet,
denn ohne den Marxismus wäre sie keine rich
tige Kommunistische Par.tei (Blinkfüer 1~.1 ~ ..67)
Manfred Kapluck, der MItbegründer des Inltl
ativausschusses für die Wiederzulassung der KPD'
sagt dazu: "Ausgerechnet jetzt, wo die Diskus
sion über die Wiederzulassung in vollem Gange
ist, sollen wir die weiße Fahne hissen? " "Es
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• der Ader1auer-Regierung nach 5-jährigem Verfahren am 17.8.1956 vom =
• Bundesverfassungsgericht ausgesprochen wurde, li~gt in einer Linie mit' dem •
= schon von Karl Marx beschriebenen Ko mmunistenprozeß zu Köln 1851/52, •
• mit Bismarks Sozialistengesetz von 1878 und mit dem sogenannten "Re- == publikschutzgesetz" des SPD-R~ichs innenmini~ters earl Severing 1922 und •
• 1929, sowie mit dem Verbot 1933 durch die Faschisten. 1I
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• St\\\at\~ ~\\1'e(,b\ \ == \\.,\e" e»~'-~ •
• '{Ö\e f\ ,b' ~,\rt...'l\t~ a ~\\ ~~'" Ernst Thälmann im Kerker == "...a «",b geh am 16.April 1886 in Hamburg =
• ermordet am 18.August 1944 durch die •= Faschisten in lhchenwald =
= •.- Emst Thälmann.1 der Führe~-derKommunis- •
• tischen Partei Deutschlands, ijber sich selbst: • ,
• ,,!ch bin kein w~ltflüchtigerMen,sch, ich bb =
• em D~utlChe~mIt großen nationalen, aber •
• auch mternatlonalen Erfahrungen. Mein Volk •= dem ich angehöre und das ich liebe, ist das '.
• deutsche Volk und meine Nation, die ich mit •
• großem Stolz verehre, ist die deutsche Nation •
• eine ritterliche, stolze und harte Nation. ' •
• Mein .Leben ~ndW irken kannte und kennt :
• Rosa Luxembur "''-d K 1 L' bk h nu~ emes: .fur das lC~affe!1de deut~che Volk •.• g I ar le nec t memen ~Ist und memN Is~n, meme Er· •
• fahrung~n und meine 'latkraft, ja, mein gan- •=Mitbegründer der Kommunistischen ParteI zes, die Persönlic.l?keit, z~m ~esten der deut- .'
• Thutschlands ~hen Zuk~nf~, fur den ~Iegrelchen ~.oziali5' •
• erm~rdet durc~ die Regierung Eberts lind t~schen FreIheItskampf Im neuen Volkerfrüh- •

• Scheldemann~ Im Januar 1919 lmg der deutschen Nation einzusetzen" •... .
••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••••

................................................................
I •: ImWortlaut .ie nur ycrwir~limen will. 11'enn die Situnion d~für ~ünstig in. :
• 10. Wenn es angeslmH des grundgesetzlichen S} stems der gegenseiti- :.
: ICB H~mmunll und des ~Ieimgewichu sunlimer Gew~lten und.
• des wtrluamen Remmmutzes cecen "'erbssungsventößc und •
• • • •• • •• • •• -verfilsdlun~en \'on Suauorc..nen ein dem Grundgesc(z imma- •
• Bente, WidcrsunJuemt 'legen einzelne Remu1foidril:kdten Cibt, :
: so sind In seine Ausübune jedenfalls folgende Anforderungen zu •

• .ellen: :
• Da, Widcntandsremt kann nur im konservierenden Sinne •
• benutzt werden, d. h. al. Notremt zur IklVahrunc oder Wie- •
: dt"rh~rs.ldlung ~:~ Rdltwrdnllng. :
• D~s mit d~m \l; Icer<t:lnd bckJmptte Unrecht muß offen- •

• kundig sein. •
• Alle von der Rechtsordnung zur \'erfü~ullgge'telhen RedH.s- •
: behelfe m~ssen s~ wen'!: Aus~idlt ~uf l"lrks~me Abhilfe bie- :
• ten, d~ß die Ausubullg des Widenund.! dolS lente -erble.- •
• !>cnde Mittel zur Frh~ltung oder Wiederherstellung dö·.

• Rechts ist. :• •: Urteil des Ersten Senats vorn 17. August 1956 •

• URTEil - 1 BvB 2'51 - :

• 1. Der Prä~mbd des Grundgesetzes kommt vor allem politismc, In cem Verfahren ub,r den Antr:l b der Buodesrq;lerung auf Feststel- •
• aber aum rechtliche Bedeu(un h 7U. Alle politischen <'tursor"ane lung der VerfH,ungswldfigkelt der Ko'nmunlH1!chen PHlel •

: haben die Recht<pflicht, die Finhelt fkutsef1lJnds mit allen K,:-:f 'peulS.:hlands :

• (en anzustreben; ,ie müssen ihre ~bßnJhmen auf dieses Ziel aus- E" T SeHE I [) l.. 'I G S F 0 J\ M E L •

• richten, inshesondere alles unterl:lSscn, W:H die 'IX'iedervereinigunc ' •
: rcdltllch hindere oder faktisch unmöglim mache. I. I. Die Kommunimsdle Partei Deutschlands ist vcrLl.ssungs- •

• widrig. ••2. Es ist eine V0m Bundesverfas<unhsgeridlt nur unter dem Gesichts-
• punkt des Mißbrauches nachprufbne Frage des p"lllischen Er- 2. Die KommunistIsche Partei Deutschlands Wird auf~döst. •

: messen~, ob d:e Bundesregierung na.:h Ab~:i!<un~ 1ller Umstinde 3. Es i~t "erboten, Er,a170rg;lni~atlonen(ur Jle Kommuni- :

• dem Gebot des Verfassungsschutzes folgend einen Antrag nach stische Partei Deutschland, zu sdlJ.ffen oder bestehende •
: SH BVerfGG stellen oder die hocrnach lub<si~e ~!Jßnahme Vle· Oq;arl'satlonen als Er\atzOrbanl'>.ll,onen fortzusetlen. •

• Ken einer Gefährdung der Wiedervereinigung zurüd<llellen will. D •. • -4. a~ Vermagen der KonlmunL't:~chen Partei Deutsch- •

o 3. Ein Verbot der Kommunistischen Partei Oeutschlands steht der lands';>, IrJ zugunsten' d,,[ Bunot,rcpuhllk Deutschland.

•• Wiederzula~sungeiner kommuni:aisdlen Putei im Falle gesamt- zu gemt"lnnutzlgen Zwecken eingezogen ••
deutsdler Wahlen rechtlich nicht entgegen.

• 11. In den L""dern werdtn dIe Minister (Senatoren) d"s lnnem •
• 4. Art. 21 .'tobs. 2 GG ist unmittelbar :m1l'Cndbares Redu (Bestiti- •
• gung von ßVerfGE 2,1 lIJf.]). mit eier Durdlfuhrung der Entscheidung zu Ziffer I 2 und 3 •
• beauftr.lgt; insoweit stehen Ihnen unmm.elbare Welsun~s- •
• s. Eine P~rlei ist nidll schon dmn verfJ5'ungswidri~,wenn sie die bdugni,sc gegenuber allen Pohzeioq.;anen zu. •
• obersten Prin7ipien einC'f freiheitlidlen demokratischen Grund- •• Die EinZiehung des Vermogens wnd dem BundesmiOlster •

ordnung (v~1. [\\ edeE 2, 1 (12 L]) nicht -lnerkennt; es muß viel·
• mehr eine lktiv kämpfcris.:he, aggressive Ihltung gegenüber der des Innern übertragen, der :;Ich der Hdfe der Minister (Se- •
: bestehenden Ordnung himukommen. nato ren) des Innem der Länder bedienen b.nn. :

: 6. Art. 21 .'tobs. 2 GG vc:r1.lngt nicht wie § 81 5tGB ein konkretesIII. Vorsätzliche Zuwldc:rhandltJIIgrn begen d,e~e EnNt..eldung :

• Unternehmen; es genügt, wenn der pol'li<chc Kurs der P~'rtci od"r gegen elle im Vollzuge ,llc cr Ent<cheidung getroffenen •

• durm eine Absiehl heSlirnmt i<t, d.e grunds.ollzlich und dauernd Maßn:lhmen werden bem.d~ S§ 47, .12 eies C,setU's uber d~< •

: tenden7iell ~ut J,e UekJmpfung der freiheitlidlen demokratischen Bund"s\'crfassungsgencht mit Gefangnls lllch~ unter 6 Mo- :

• Grur,dordnung gerichtet ist. •

: 7. Die eindeutig Ilcscimmbue Grenze zwisdlen wiuensduhlimer :

• Theorie, die durm Art. S Abs. J GG gesmüt1t in. und politisdten •
• Zielen einer Partei. die der Beurteilung nadl Are. 11 AM. 2 GG Der Vorsitzende des Bundesverfassungsgerichts, •
: unterliegen, ist d<>rt. 1'0'0 die betnmtenJ ge1'o'onnenen Erkennt- Dr. J. Wintrich . wurde 1940 von der Nazijus- :
• nisse: von einer poli(ismen Partei in ihren Willen aufgenommen tiz zum Oberstaat"~"nwaltvorgeschlagen mit •
• und zu Beuimmuncscründen ihres politi,chen Handelns lemamt •
• werden. den Worten: "A. ~r nazionalsozialistischen •

: •. I:lne PUICl "I ,d.on d~nn HrI~uunIP""drlc."enn ,,0: eIne ~nJe'e Gesinnung des Herrn Wentrich besteht kein :
: t07iaie und polll.sdle Auspucung der fre.heitl,dlen Demokratie Zweifel." :
• als d,e heutiRe in der ßunJesrcpublik de,halb erstrebt. um ~ie als •
• DurdlI:1nl;"t~dium zur leidlteren Beseiligung jeder freiheitlichen Mindestens acht 9.f,f elf Richter des Bundes- •
• dem(lkm"d,en Grund<>rdnung überhlup( zu benut7en, mag verfassungsgericf. 'jie über das Verbot der •
: diese BesciliKunC lum er<t im Zu~~mmenhlngmit oJer rum der KPD befanden, waren Beamte der Adenauer- :
• Wiedel'verciniKunc suufinclen sollen. •Regierung oder direkt Mitglied seiner Partei. •
• •• Zu den Al»idtlcn, die eine Partei verfanunlswidric im Sinne des
• Art. 21 AI». 2 GG madten. cehören "iml Dur diejenigen, die sie :
• f' dill f"h d k d .L I'" d' (nach 'Tat' 13.876)• IU JC en a auuu u ren ce en t, son ern au..n ulefCnlRen. le ,. •..............................................................4:
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